
Weniger  
Menschen  
in Haft
6316 Menschen waren am 31.  Januar 
2021 in der Schweiz in Haft. Das sind 
8,4 Prozent weniger als am gleichen 
Stichtag 2020. Der Anteil der Personen 
in Sicherheits- oder Untersuchungs-
haft ist indes im gleichen Zeitraum um 
4,4 Prozent gestiegen, von 1902 auf 
1986. Bei allen anderen Haftformen 
gingen die Zahlen zurück, wie die Auf-
stellung des Bundesamts für Statistik 
vom Dienstag zeigt. Am stärksten war 
dies bei den Zwangsmassnahmen 
nach Ausländergesetz der Fall: Ende 
Januar 2021 waren 115 Personen des-
wegen inhaftiert, ein Jahr davor waren 
es mehr als doppelt so viele gewesen 
(267). Im vorzeitigen Strafvollzug sank 
die Anzahl Häftlinge um 8,4 Prozent, 
im allgemeinen Strafvollzug um 10,8 
Prozent.

Untersuchungshäftlinge sassen 
knapp 2000 in den Gefängnissen. Wie 
schon seit Jahren hatte fast die Hälfte 
der Insassen in Untersuchungshaft 
ihren Wohnsitz im Ausland. 47,6 Pro-
zent der U-Häftlinge waren solche 
«Kriminaltouristen», leicht mehr als 
im Jahr davor, aber weniger als 2019. 
Schweizer machten 22,15 Prozent der 
Insassen in Untersuchungs- oder Si-
cherheitshaft aus – ungefähr wie in 
den Jahren davor. (sda)

Gewalt gegen Bundesbeamte nimmt zu
Das Staatssekretariat für Migration (SEM) verzeichnet eine Zunahme von gewalttätigen Aktionen  
gegen eigene Mitarbeitende und Einrichtungen.

von Alexa Clemenz Berger

In den letzten Jahren haben gewalttä-
tige Aktionen gegen Einrichtungen 
des Staatssekretariates für Migration 
(SEM) zugenommen. In allen Asylre-
gionen, insbesondere in den Bundes-
asylzentren, gab es Drohungen gegen 
SEM-Mitarbeitende und Beschädigun-
gen von Einrichtungen.

Manipulationen von Fahrzeugen
In Basel hätten die persönlichen An-
griffe anonymer Kreise gegen einzelne 
Personen, die im örtlichen Bundes-
asylzentrum arbeiteten, in den letzten 
Monaten ein neues und besorgnis-
erregendes Ausmass angenommen, 
schreibt das SEM in einer Mitteilung 
vom Dienstag. Im privaten Umfeld zu-
mindest einer Mitarbeiterin des SEM 

im Bundesasylzentrum in Basel und 
ihrer Familie sei es gar zu massiven 
Sachbeschädigungen und schweren 
kriminellen Handlungen gekommen.

Laut SEM-Sprecher Reto Kormann 
gingen die Handlungen sogar bis hin 
zu Manipulationen von Bremsleitun-
gen von Fahrzeugen. Man verurteile 
diese «politisch motivierten Gewaltta-
ten» aufs Schärfste und habe Anzeige 
bei der Bundesanwaltschaft erstattet, 
so Kormann.

Neue Dimension
Bei Einbrüchen und Vandalenakten 
wurden laut SEM-Angaben unter an-
derem in den Bundesasylzentren in 
Giffers (FR) und Kappelen (BE) Sach-
schäden von rund zwei Millionen 
Franken verursacht. Auch Einrichtun-
gen von privaten Unternehmen, die 

im Auftrag des SEM arbeiteten, seien 
immer wieder Ziel politisch motivier-
ter Gewalttaten gewesen. Anonyme 
Kreise hätten dabei die schweizerische 
Asylpolitik als «unmenschlich» und 
Bundesasylzentren als «Asyllager» be-
zeichnet.

Der SEM-Sprecher erklärte auf An-
frage, dass die zunehmende Gewalt 
nicht mit Zahlen belegt werden kön-
ne. Aber diese Dimension mit persön-
lichen kriminellen Handlungen gegen 
SEM-Mitarbeitende sei neu. Es habe 
auch früher immer wieder teils klei-
nere Sachbeschädigungen wie Spraye-
reien oder eingeschlagene Scheiben 
gegeben. Die Sachbeschädigungen bei 
Giffers und Kappelen bezeichnete er 
als «Grossereignisse». Wie hoch der 
Sachschaden schweizweit sei, konnte 
das SEM nicht beziffern.

Berggebiete als Spielball von 
Befürwortern und Gegnern
Eine breite Allianz von fast allen Parteien setzt sich für das CO2-Gesetz ein. Sie tun dies auch mit Hinweis  
auf die Berggebiete. Wobei die Gegner wiederum die Diskriminierung der Peripherie anprangern.

von Jeannine König und  
Sebastian Gänger

D as soll Stärke demonst-
rieren: Über 160 Parla-
mentarierinnen und Par-
lamentarier, mehr als 
neunzig zivilgesellschaft-

liche Organisationen und 200 Unter-
nehmen steigen gemeinsam in den 
Abstimmungskampf für ein Ja zum 
revidierten CO2-Gesetz.

Ein Schweizer Wegweiser in gelber 
Farbe mit der Aufschrift «Klima-
schutz» ist das Sujet einer breiten Al-
lianz für das CO2-Gesetz, über das am 
13. Juni abgestimmt wird. «Der Weg-
weiser symbolisiert den typischen 
Schweizer Weg», sagte FDP-Ständerat 
Damian Müller (AG) am Dienstag vor 
den Medien. «Die einen gehen langsa-
mer, die anderen schneller. Aber das 
Ziel ist immer dasselbe: Wir wollen 
den nächsten Generationen eine 
Schweiz überlassen, die wir auch lie-
ben.»

Berggebiete leiden besonders
Dem Komitee angeschlossen haben 
sich Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier von SP, FDP, Mitte-Partei, 
Grüne, Grünliberale und EVP. «Diese 
breite Allianz ist unsere Stärke», sagte 
Müller. Um das CO2-Gesetz sei im Par-
lament hart gerungen worden. Das Re-
sultat sei ein guter Kompromiss: «Dass 
das Gesetz gerade von der extremen 
Linken sowie der SVP bekämpft wird, 
zeigt, dass eine ausgewogene Lösung 
vorliegt.»

Das CO2-Gesetz basiert auf dem 
Verursacherprinzip. Wer das Klima 
mehr belastet, bezahlt auch mehr. 
CVP-Nationalrätin Christine Bulliard-
Marbach (FR) erinnerte daran, dass 
die Berggebiete am meisten unter den 
Folgen des Klimawandels leiden wür-
den. Bulliard-Marbach ist Präsidentin 
der Arbeitsgemeinschaft für das Berg-
gebiet. Durch den Fonds würden die 
ländlichen Gebiete unterstützt. Davon 
profitiere auch der Wintertourismus.
Gesundheitspolitische Argumente leg-
te EVP-Nationalrätin Lilian Studer 
(AG) in die Waagschale: «Der Verzicht 
auf fossile Energien bringt uns eine 
sauberere Luft – und entsprechend 
weniger Erkrankungen der Atemwege 

und des Herzkreislaufsystems.» 
Schlussendlich werde eine Ablehnung 
des CO2-Gesetzes die Schweiz mehr 
kosten als eine Annahme, sagte die 
Grüne Nationalrätin Delphine Klop-
fenstein (GE). Extreme Wetterlagen 
würden zeigen, dass die Zeit knapp 
werde. «Wir müssen heute handeln, 
um gefährliche, unumkehrbare und 
teure Folgen der Klimakrise zu verhin-
dern.»

Mehr Kosten für Landbevölkerung
Gegen das CO2-Gesetz ist wie erwähnt 
nur die SVP. Das Gesetz bringe dem 
Weltklima nichts, habe aber negative 
Folgen für die Schweiz. Mit diesem Slo-
gan steigt die SVP in den Abstim-
mungskampf. Für die SVP ist klar: Das 

vom Parlament verabschiedete Klima-
paket bringe den Menschen und dem 
Gewerbe vor allem mehr Verbote, 
Steuern und Abgaben, wie es in einer 
Mitteilung vom Montag heisst. Das sei 
gerade in Krisenzeiten Gift für die 
Wirtschaft. Zudem diskriminiere das 
Gesetz laut der SVP die Landbevölke-
rung, die auf das Auto angewiesen sei. 
«Mit dem CO2-Gesetz können bald nur 
noch Reiche Auto fahren und fliegen.» 
Der Solothurner SVP-Nationalrat 
Christian Imark erklärte als Kampag-
nenleiter, das Gesetz schade der 
Schweiz, indem es den Werkplatz ver-
teuere, die Familien belaste und eine 
ineffiziente Bürokratie schaffe. Ener-
gieintensive Unternehmen würden 
ins Ausland abwandern. 

Klima schützen oder 
Portemonnaie schonen? 
Befürworter und Gegner 
präsentieren diese Woche 
ihre Argumente  
zum CO2-Gesetz.  
Bilder Keystone

«Wir verurteilen 
diese politisch 
motivierten 
Gewalttaten auf 
Schärfste.»
Reto Kormann  
Sprecher Staatssekretariat  
für Migration

Auch UBS  
im Strudel 
von Archegos
Die UBS hat im ersten Quartal zwar 
von der guten Entwicklung an den Fi-
nanzmärkten profitiert und mehr ver-
dient als im Vorjahr. Ein noch deutlich 
besseres Ergebnis wurde indes durch 
einen überraschenden Verlust im Zu-
sammenhang mit dem Kollaps des US-
Hedgefonds Archegos verhindert. Die 
Aktie ist deutlich unter Druck geraten. 
Nun also auch die UBS, ist man geneigt 
zu sagen: Auch die grösste Schweizer 
Bank ist von der Pleite des US-Hedge-
fonds Archegos betroffen. Es war zwar 
schon darüber spekuliert worden, dass 
die UBS bei diesem Geschäft auch da-
bei gewesen war. Allerdings hatte sich 
die Bank – im Gegensatz zur Credit 
Suisse – nicht dazu durchringen kön-
nen, den erlittenen Verlust bereits im 
Vorfeld der Quartalszahlen öffentlich 
zu machen. (sda)

Grossteil  
der Aprikosen 
vernichtet
Die Frostnächte im April haben grosse 
Schäden bei verschiedenen Obstkultu-
ren verursacht. Bei Aprikosen, Kir-
schen und Zwetschgen ist mit Ernte-
einbussen zu rechnen, wie der Schwei-
zer Obstverband in einer Mitteilung 
vom Dienstag feststellt. Die regionalen 
und lokalen Temperaturunterschiede 
seien sehr gross gewesen, was sich 
auch in den Schäden zeige. 

Besonders stark vom Frost im April 
betroffen ist das Wallis. Wie Georg Bre-
gy vom Walliser Landwirtschaftsamt 
gegenüber Radio SRF erklärte, ist bei 
den Aprikosen 70  Prozent der Ernte 
vom Frost im April vernichtet worden.

In der Nacht auf 6.  April kam es in 
der gesamten Schweiz zu Frösten mit 
Tiefsttemperaturen von minus 1 bis 
minus 8 Grad. Auch in den Folgenäch-
ten sanken die Lufttemperaturen auf 
teilweise minus 6 Grad. (sda)
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